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Die Durchführung der Gemeindeversammlung erfolgt unter Einhaltung der zum 
Versammlungszeitpunkt geltenden übergeordneten Sicherheitsbestimmungen im 
Zusammenhang mit der Coronavirus-Pandemie. Kurzfristige Änderungen werden auf 
der Gemeindehomepage sowie im Anschlagkasten publiziert. Sollte die Versammlung 
am 4. Juni 2021 nicht durchführbar sein, wird zu einem späteren Zeitpunkt erneut zu 
einer Versammlung eingeladen. 

Bei der Teilnahme an der Gemeindeversammlung bitten wir Sie, die Angaben gemäss Kon-
taktdaten auf der Rückseite vorgängig auszufüllen und an die Versammlung mitzunehmen. 
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Traktandenliste 

 

1. Genehmigung der Jahresrechnung 2020 der Politischen Gemeinde Buch am Irchel 

2. Anfragen nach § 17 des Gemeindegesetzes 
 
 
Die Akten und das Stimmregister liegen ab Freitag, 21. Mai 2021, während den Bürozeiten 
der Gemeindeverwaltung zur Einsicht auf. 
 
Anfragen nach § 17 des Gemeindegesetzes sind dem Präsidenten der Gemeindevorsteher-
schaft spätestens zehn Arbeitstage vor der Versammlung einzureichen. 
 
Stimmberechtigt sind Schweizerinnen und Schweizer mit politischem Wohnsitz in der Ge-
meinde, die das 18. Altersjahr zurückgelegt haben und nicht vom Stimmrecht ausgeschlos-
sen sind. 
 
Die gesetzlichen Bestimmungen über das Anfrage- und Rekursrecht werden in der Einla-
dungsbroschüre auszugsweise bekanntgegeben. 
 
Der beleuchtende Bericht (Weisung) wird allen Haushaltungen zugestellt. Weitere Exemplare 
können bei der Gemeindeverwaltung bezogen oder von der Homepage heruntergeladen 
werden. 
 
 
Buch am Irchel, 14. Mai 2021 Gemeinderat Buch am Irchel 
 
 
 

………………..…………….…………..………….………..…. 
 
Die Kontaktdaten werden an der Gemeindeversammlung in einer Urne abgegeben und danach auf die 
Gemeindeverwaltung gebracht. Bei einer Ansteckung werden die Daten der Kantonalen Gesundheits-
direktion übermittelt, ansonsten werden diese nach 14 Tagen vernichtet. 
 
KONTAKTDATEN GEMEINDEVERSAMMLUNG 

 
Personen aus dem gleichen Haushalt können auf einem Zettel aufgeführt werden. 

Name:  ............................................................................................................................................. 

Vorname:  ............................................................................................................................................. 

Geb.-Datum:  ............................................................................................................................................. 

Strasse, Nr.:  ............................................................................................................................................. 

PLZ, Ort:  ............................................................................................................................................. 

Telefon:  ............................................................................................................................................. 

Email:  ............................................................................................................................................. 
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Politische Gemeinde 
 
Geschäft Nr. 1 
 
 
Genehmigung der Jahresrechnung 2020 der Politischen Gemeinde Buch am Irchel. 
 _________________________________________________________________________  
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat Buch am Irchel beantragt den Stimmberechtigten, sie wollen gestützt auf 
Art. 16, Ziffer 6 der Gemeindeordnung vom 4. März 2018 beschliessen: 
 
1. Die Jahresrechnung 2020 der Politischen Gemeinde Buch am Irchel wird mit folgenden 

Feststellungen genehmigt. 

1.1. Mit CHF 4‘521‘985.39 Aufwand und CHF 5‘114‘404.24 Ertrag schliesst die Erfolgs-
rechnung mit einem Ertragsüberschuss von CHF 592‘418.85. 

1.2. Für Investitionen im Verwaltungsvermögen werden CHF 1’407‘595.78 Ausgaben und 
CHF 582‘442.65 Einnahmen ausgewiesen, was Nettoinvestitionen von 
CHF 825'153.13 ergibt. 

1.3. Für Investitionen im Finanzvermögen werden CHF 257’422.00 Ausgaben und 
CHF 795’000.00 Einnahmen ausgewiesen, was ein Einnahmenüberschuss von 
CHF 537’578.00 ergibt. 

1.4. In der Bilanzübersicht sind Aktiven und Passiven von je CHF 19‘475'982.17 ausgewie-
sen. 
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Weisung zur Jahresrechnung 2020 
 

Die Jahresrechnung 2020 der Politischen Gemeinde schliesst mit einem Aufwand von CHF 
4‘521‘985.39 und einem Ertrag von CHF 5'114'404.24. Dies ergibt einen Ertragsüberschuss 
von CHF 592‘418.85. Im Budget 2020 wurde ein Ertragsüberschuss von CHF 96’350.00 
prognostiziert, somit schliesst die Jahresrechnung 2020 um CHF 500‘000.00 besser ab als 
ursprünglich erwartet. 
 
 
Finanzieller Überblick zur Jahresrechnung 
 

Die Jahresrechnung 2020 weist in fast allen Bereichen Minderaufwendungen aus. Im We-
sentlichen sind dies in den Bereichen Öffentliche Ordnung und Sicherheit rund CHF 35'000, 
Kultur, Sport und Freizeit CHF 33'000, Gesundheit CHF 54'000, Soziale Sicherheit CHF 
23'000, Verkehr CHF 31'000 und Umweltschutz und Raumordnung CHF 42'000. Dazu kom-
men höhere Steuererträge von CHF 84'000 und ein Gewinn aus einem Liegenschaftenver-
kauf von CHF 217'000. Daraus resultiert schliesslich ein Ertragsüberschuss von CHF 
592'418.85 in der Erfolgsrechnung. 
 
 
Erläuterungen zum abgeschlossenen Rechnungsjahr 
 

Das Rechnungsjahr 2020 ist das erste Rechnungsjahr, wo erstmals Vorjahreszahlen vollum-
fänglich nach dem neuen Rechnungslegungsmodell HRM2 gebucht wurden. So weist nun 
auch die Jahresrechnung wieder verlässliche Vorjahreszahlen aus. Trotz Coronapandemie 
konnten alle geplanten Arbeiten entsprechend ausgeführt werden. Die Erneuerung der Hei-
zungsanlage der Fernwärme konnte im Herbst in Betrieb genommen werden. Die Bauab-
rechnung wird voraussichtlich im 2021 abgerechnet werden. Im Sozialbereich sind wir mo-
mentan trotz Corona in der erfreulichen Situation, dass für die wirtschaftliche Hilfe praktisch 
keine Kosten zu verzeichnen sind. 
 
Der Gemeinderat hat rückwirkend per 1. Januar 2020 die internen Verrechnungen für Dienst-
leistungen sowie die Betriebs- und Verwaltungskosten neu geregelt. Neu werden im Bereich 
Forst/Werk nur noch Pauschalen zu Lasten der gebührenfinanzierten Bereiche verrechnet. 
Bei den Bereichen Verwaltung und Finanzen/Steuern wurden schon länger Pauschalen ver-
rechnet. Diese mussten aufgrund HRM2 neu festgelegt werden. Diese neue Regelung ver-
einfacht die Planbarkeit und reduziert den administrativen Aufwand. 
 
 
Begründung erheblicher Abweichungen gegenüber dem Budget 
 

Die bis 31. März 2020 befristete Pensumserhöhung von 5 % in der Finanzverwaltung wurde 
vorerst bis Ende Jahr verlängert und nun definitiv bis auf weiteres eingeführt. Die rege Bau-
tätigkeit in der Bevölkerung hat dazu geführt, dass die sowieso schon schwer abzuschätzen-
den Kosten bei der Bearbeitung der Baugesuche um CHF 22'000 überschritten wurden. 
Rund CHF 28'000 weniger als budgetiert wurde für die wirtschaftliche Hilfe (Funkt. 5720) 
ausgegeben. Auch im Asylwesen (Funkt. 5730) wurden rund CHF 26'000 zu Gunsten der 
Asylkoordinationsstelle weniger fällig als budgetiert. Beim Friedhof (Funkt. 7710) waren Un-
terhaltsarbeiten von CHF 32'000 geplant, wovon jedoch nur CHF 5'600 gebraucht wurden. 
Finanziert aus dem 'Jubiläumsfonds' der ZKB wurden für den Gibel Klapptische und Stühle 
für CHF 12'700 sowie für kulturelle Anlässe Stehbartische inkl. Hussen für CHF 5'500 ange-
schafft. Einnahmeseitig sind in erster Linie die Mehrerträge bei den Grundstückgewinnsteu-
ern von CHF 72'000 und der Gewinn aus dem Verkauf des Schulhausparkplatzes von rund 
CHF 217'000 zu erwähnen. Weitere erhebliche Abweichungen gegenüber dem Budget wer-
den summarisch in den Erläuterungen zur Erfolgs- bzw. Investitionsrechnung abgebildet. 
 
Die vollständige Rechnung sowie die Erläuterungen zu den Budgetabweichungen liegen bei 
der Gemeindeverwaltung auf und können eingesehen werden. Wenn Sie an weitergehenden 
Informationen im Finanzbereich interessiert sind, gibt Ihnen der Gemeinderat oder das Team 
der Gemeindeverwaltung gerne Auskunft. 
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Notizen 
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Anfragen und Rechtsmittel 
 
 
Anfragerecht gemäss § 17 Gemeindegesetz 
 

Die Stimmberechtigten können über Angelegenheiten der Gemeinde von allgemeinem Inte-
resse Anfragen einreichen und deren Beantwortung in der Gemeindeversammlung verlan-
gen. Sie richten die Anfrage schriftlich an den Gemeindevorstand. 

Anfragen, die spätestens zehn Arbeitstage vor einer Versammlung eingereicht werden, be-
antwortet der Gemeindevorstand spätestens einen Tag vor dieser Versammlung schriftlich. 

In der Versammlung werden die Anfrage und die Antwort bekannt gegeben. Die anfragende 
Person kann zur Antwort Stellung nehmen. Die Versammlung kann beschliessen, dass eine 
Diskussion stattfindet. 
 
 
Rechtsschutz 
 

Stimmrechtsrekurs 

Wegen Verletzung von Vorschriften über die politischen Rechte innert 5 Tagen schriftlich 
Rekurs in Stimmrechtssachen (§ 19 Abs. 1 lit. c i.V.m. § 21a und § 22 Abs. 1 VRG). 

Bemerkung zum Rekurs in Stimmrechtssachen: Der Rekurs gegen die Verletzung von Ver-
fahrensvorschriften an der Gemeindeversammlung setzt voraus, dass diese an der Ver-
sammlung von irgendeiner stimmberechtigten Person gerügt worden ist (§ 21a Abs. 2 VRG) 

Rekurs gegen Anordnungen der Legislative 

Wegen Rechtsverletzungen, unrichtiger oder ungenügender Feststellung des Sachverhaltes 
sowie Unangemessenheit der angefochtenen Anordnung kann innert 30 Tagen schriftlich 
Rekurs erhoben werden (§ 19 Abs. 1 VRG i.V.m. § 19b Abs. 2 lit. c VRG sowie § 20 Abs. 1 
VRG). 

Rekurs gegen Erlasse der Legislative 

Wegen Verletzungen des übergeordneten Rechts kann innert 30 Tagen schriftlich Rekurs 
erhoben werden (§ 19 Abs. 1 VRG i.V.m. § 19b Abs. 2 lit. c VRG sowie § 20 Abs. 2 VRG). 
 
 

Mit dem neuen Gemeindegesetz, das am 1. Januar 2018 in Kraft trat, ergeben sich beim Rechtsschutz ver-
schiedene Änderungen. Die Rechtsmittel in Gemeindeangelegenheiten sind neu einheitlich im Verwaltungs-
rechtspflegegesetz (LS 175.2; VRG) geregelt. Damit soll dem Ziel der Vereinfachung und Vereinheitlichung des 
Rechtsschutzes in einem Gesetz Rechnung getragen werden. 
 
Der Rekurs in Stimmrechtssachen, mit dem die Verletzung der politischen Rechte gerügt werden kann, ist in § 
19 Abs. 1 lit. c VRG geregelt. Die noch im aufgehobenen Gemeindegesetz vom 6. Juni 1926 enthaltene Ge-
meindebeschwerde als (spezialgesetzliches) Rechtsmittel zur Anfechtung von Beschlüssen der Stimmberech-
tigten und des Gemeindeparlaments wurde aufgehoben. Solche Beschlüsse können neu mit Rekurs gemäss § 
19 Abs. 1 und 2 VRG angefochten werden. 
 
Weiter fällt auch der noch in § 152 des aufgehobenen Gemeindegesetzes enthaltene Rekurs gegen Anordnun-
gen und Erlasse anderer Gemeindebehörden und Träger öffentlicher Aufgaben (insbesondere Vorstände von 
Gemeinden, Zweckverbänden, Anstalten und Privaten, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen) weg. Solche Be-
schlüsse sind neu ebenfalls mit Rekurs gemäss VRG anfechtbar. 
 
Schliesslich fällt auch der bisherige "Protokollberichtigungsrekurs" mit Inkrafttreten des neuen Gemeindegeset-
zes dahin. Die Berichtigung des Protokolls kann somit nicht mehr für sich allein mit Rekurs verlangt werden. Es 
ist jedoch möglich, mit dem Rekurs gegen eine Anordnung oder einen Erlass gleichzeitig auch die Berichtigung 
eines angeblich unrichtigen oder unvollständigen Protokolls zu rügen. Alternativ ist es möglich, mit einer Auf-
sichtsbeschwerde an die Aufsichtsbehörde eine Protokollberichtigung zu verlangen. Es kann gerügt werden, 
dass das Protokoll den Wortlaut der gefassten Beschlüsse nicht richtig wiedergibt, es Lücken in der Wiedergabe 
der wesentlichen Aussagen enthält oder es Aussagen in einer Weise wiedergibt, die dem tatsächlichen Sinn 
zuwiderlaufen. 

 


